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Infoschrift der Willicher GRÜNEN

Liebe Willicherinnen und Willicher, 
mit Freude kann ich Ihnen die zweite Ausgabe von „GRÜNER BLICK“ präsentieren. Wieder einmal erwarten Sie vielfäl-
tige Einblicke in GRÜNE Politik und Gesellschaft in Willich. Besonders freue ich mich über die Steigerung auf 24 Seiten 
sowie über die abwechslungsreichen Themen.

Unter anderem wird Christian Winterbach 
Ihnen GRÜNE Haltungen zu den städtebauli-
chen Themen REWE-Gelände und Nordumge-
hung sowie zur Frage nach der Sinnhaftigkeit 
der E-Mobilitäts-Förderung der Bundesregie-
rung näherbringen. Raimund Berg reflektiert 
die Verwaltungsreform 2.0 nach gut eineinhalb-
jähriger Laufzeit. Sina Kingen informiert über 
die Globale Nachhaltigkeitsstrategie der Stadt 
Willich. Weiter erwarten Sie Interviews und 
kurze Statements in Zusammenhang mit Per-
sonalveränderungen. 
Zwei Themen dominierten zuletzt das kom-
munalpolitische Geschehen: Integrationspo-
litik und Kugelahorne. Ein Interview mit der 
Bürgerinintiative „Pro Kugelahorn“ fasst den 
verlorenen Kampf um die Bäume des Willicher 
Markts noch mal zusammen. Von mir erhalten 
Sie Einblick in den aktuellen Stand GRÜNER 
Vorstellungen und Aktivitäten im Zusammen-
hang mit der Zuwanderung in Willich. 

Zuviel möchte ich nicht vorwegnehmen. Daher 
soll der kurze Abriss an dieser Stelle genügen. 
Machen Sie sich selber ein Bild!
Und falls Sie persönlich mit GRÜNER Politik in 
Willich sympathisieren: Schauen Sie in einer 
unserer Fraktionssitzungen vorbei. Reden Sie 
mit. Außerhalb der Ferien trifft sich die tages-
politisch arbeitende Ratsfraktion in der Regel 
im vierzehntägigen Rhythmus im Technischen 
Rathaus in Neersen. Oder besuchen Sie unsere 
Web- und Facebook-Seite (siehe Rückseite). 
Sie können uns auch bei unseren Parteiver-
anstaltungen treffen. Termine werden über 
unsere Medien und die Lokalpresse rechtzeitig 
bekannt gemacht.
Und nun – viel Spaß beim Lesen!

Ihr
Merlin Praetor
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Bei der diesjährigen Mitgliederversammlung 
gab es einen Wechsel an der Parteispitze: Nach 
14 Jahren stand Raimund Berg nicht erneut 
als Vorsitzender zur Verfügung, um sich noch 
intensiver auf sein Amt als Fraktionsvorsit-
zender konzentrieren zu können (siehe auch 
Interview rechte Seite). Erhalten bleibt er dem 
Vorstand aber als Stellvertreter des neuen Vor-
sitzenden Merlin Praetor. Beide wurden von 
den anwesenden Mitgliedern ohne Gegen-
stimmen in ihre Ämter gewählt. 
In seiner Eröffnungsrede stellte Berg die posi-
tive Entwicklung des Ortsverbands heraus. Die 
Mitgliederzahl ist auf historischem Höchst-
stand. Und mit sechs Ratsmandaten gelang 
der Partei bei den letzen Kommunalwahlen als 
drittstärkster Kraft in Willich mit 13,27 Prozent 
das beste Ergebnis seit Gründung 1984.
Merlin Praetor bedankte sich für die herausra-
gende Entwicklung der  letzten Jahre und die 
Wandlung in einen sehr aktiven Verband. Der 
weitere Verlauf der Sitzung stand unter dem 
Leitthema „Wie wollen wir in Willich leben?“ 
Günstiger Wohnraum für Willicher Familien 
steht für die GRÜNEN besonders im Vorder-
grund. „Bei einem Quadratmeterpreis von 

WECHSEL AN DER PARTEI-
SPITZE

330 Euro am Schiefbahner Dreieck wird klar 
Politik gemacht, die sich an Auswärtige richtet 
und nicht an Willicher“, wurde er deutlich.
Das Thema Sicherheit wurde durch Besucher 
der öffentlichen Versammlung eingebracht. 
Hier sehen die GRÜNEN wichtige Ansätze in 
einer höheren Bürgernähe durch Polizeiprä-
senz auf den Straßen statt im Büro, verbesser-
ter Aufklärung, positiver sozialer Kontrolle und 
einem kommunalen Ordnungsdienst.
Neben weiteren Themen ist natürlich der 
Umweltschutz ein zentrales Anliegen: „Kahl-
schläge durch die Stadtverwaltung wie am 
Herderweg ohne Rücksprache mit der Politik 
haben immer ein Geschmäckle“, so Praetor.

Foto: B90/DIE GRÜNEN
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Raimund, 14 Jahre warst du 
Vorsitzender unseres Ortsverbandes 
- fällt es schwer jetzt loszulassen?

Merlin, was hat dich zur Übernahme 
des neuen Amtes motiviert?

Wie wird sich dein Arbeitsstil von 
Raimunds unterscheiden und wo 
siehst du als neuer Parteivorsitzen-
der inhaltliche Schwerpunkte?

Merlin und ich haben schon in den letzten beiden Jahren sehr 
eng im geschäftsführenden Vorstand politisch zusammengear-
beitet, so dass die Veränderungen gar nicht so groß sind. Sicher-
lich habe ich jetzt einige Termine weniger. Aber die Aufgaben in 
der Partei und der Fraktionsführung machen mir Spaß und das 
Zusammenspiel mit Merlin ist sehr produktiv - wir ergänzen uns 
gut. Natürlich wird Merlin seine Vorstellungen jetzt stärker ein-
bringen und GRÜNE Positionen auf seine Weise vermitteln. Das 
bringt uns auch etwas mehr Schwung in einige Themen. Zudem 
hat die Trennung von Partei- und Fraktionsvorsitz auch Vorteile 
in der täglichen Arbeit.

Wir haben eine gut aufgestellte Truppe mit vielfältigen Kompe-
tenzen - jeder kann irgendwo und irgendwie helfen. Die langfris-
tige Ausgestaltung und Verwirklichung GRÜNER Ziele im Team 
ist mir besonders wichtig; vor Ort wie auch bei den Kreisgrünen. 
Auch die Bezüge zum Land möchte ich stärken. Diese Vitalisie-
rung GRÜNER Infrastruktur hat mich motiviert. Als Nebeneffekt 
entlaste ich die Fraktionsspitze, die dadurch ihr Tagesgeschäft 
in der Lokalpolitik nachhaltiger wahrnehmen kann.

Ich komme über die Kontaktschiene. Raimund ist eher analy-
tisch unterwegs und als Verhandlungsführer unverzichtbar. 
Deshalb ist er auch im Vorstand verblieben. Inhaltlich bleibt der 
Fokus auf den Themen Umweltschutz, nachhaltige Entwicklung 
von Flächen im Städtebau, selbstbestimmter Haushalt, ökoso-
ziale Wirtschaftsförderung und angrenzende Themen. Und als 
Vorsitzender des Schulausschusses natürlich Inklusion, Integra-
tion sowie allgemein eine gut funktionierende Bildungskette 
von den Kleinsten bis zur Oberstufe und darüber hinaus.

Du hast den Ortsverband damals in 
schwieriger Lage übernommen. 
Welche Situation hast du vorgefun-
den und wie hat sie sich entwickelt?

Wir hatten seinerzeit die letzte Kommunalwahl verloren und 
waren auf gut fünf Prozent und zwei Ratssitze abgestürzt. Auch 
die Anzahl der Sachkundigen Bürger war überschaubar. Zudem 
hatte die CDU wieder eine Ratsmehrheit. GRÜNE Ideen zur 
Umgestaltung des Lebens in Willich hatten es schwer. 
Heute sind wir als drittstärkste Kraft an vielen Entscheidungen 
maßgeblich beteiligt. Wir werden in alle wichtigen politischen 
Prozesse eingebunden. Da es keine Mehrheitsfraktion bzw. Koa-
lition gibt, wird auf Sachfragenebene gerungen. So haben wir 
in den letzten drei Jahren für fast alle unsere Haushaltsanträge 
Unterstützung gefunden. Politik, erst recht Kommunalpolitik, 
ist kein Selbstzweck. Wir nehmen die Probleme der Bürgerin-
nen und Bürger sehr ernst und versuchen Mehrheiten für gute 
Lösungen zu finden. Es sind dabei oft die kleinen Dinge, die das 
Leben in Willich lebenswerter machen.
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KUGELAHORN UND (K)EIN 
ENDE
Kaum ein Thema wurde im zurückliegenden Jahr so kontrovers diskutiert wie der Erhalt 
der Kugelahorne auf dem Willicher Markt. Was mit Einzelkritik am geplanten Kahlschlag im 
Workshopverfahren der Stadtschmiede begann, fand mit Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheid Fortsetzung und Abschluss. Das Ergebnis ist bekannt: Im Bürgerentscheid wurden 
trotz Mehrheit nicht genügend Stimmen für den Baumerhalt erreicht - die Kugelahorne 
werden somit im Zuge der Umgestaltung des Marktplatzes gefällt. GRÜNER BLICK konnte 
Frau Christa Disselkamp, Sprecherin der Bürgerinitiative „Pro Kugelahorn“, für eine rück-
blickende Stellungnahme gewinnen.

Wir Bürger haben von der Entscheidung, im Rahmen der Markt-
platzneugestaltung alle Kugelahorn-Bäume zu fällen, erst aus 
der Presse erfahren - und zwar im Mai 2015. In den Monaten 
zuvor haben sich in den Gesprächen in der Stadtschmiede viele 
Mitglieder der Bürgerinitiative eingebracht, wie auch bei den 
beiden Bürgerterminen im Rahmen der Werkstatt-Phase. Aber 
es wurde nie konkret die Frage gestellt, ob die Bäume im Zuge 
der Neugestaltung des Marktplatzes erhalten bleiben sollen. 
Und bei der sogenannten Bürgerbeteiligung wurden die Argu-
mente für die Bäume mit den Hinweisen abgelehnt, dass diese 
„Angst-Räume“ darstellen - sie wären zu niedrig gewachsen 
und verstellen den Blick auf die Kirche und müssten daher weg. 
Hiermit war die Diskussion für die Verwaltung und die meisten 
Politiker erledigt.
Damit wollten wir uns nicht zufrieden geben und haben die 
Bürgerinitiative gegründet. Zuerst haben wir einen Bürgeran-
trag zum Erhalt der Bäume gestellt. Der wurde aber vom Stadt-
rat mit Mehrheit von CDU, SPD und FDP abgelehnt. Dann haben 
wir das erfolgreiche Bürgerbegehren begonnen, dem sich der 
Bürgerentscheid anschloss.

Wie kam es vor einem Jahr zur 
Gründung der Bürgerinitiative 

„Pro Kugelahorn“ ?

„Angst-Raum“ Kugelhorn?
Foto: BI Pro Kugelahorn
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Wer hat Sie am meisten unterstützt, 
wer nahm die Gegenposition ein? 

Sehr gute Unterstützung erhielten wir nur von den Grünen, die 
auch mit einigen Leuten Mitglied in unserer Bürgerinitiative 
waren. Bekämpft – und das Wort Kampf trifft in erschrecken-
der Weise zu - haben uns CDU, SPD und FDP. Mit unschönen 
und unfairen Argumenten – insbesondere über die „sozialen“ 
Medien. Ich hätte vorher nie gedacht, dass von uns Bürgern 
gewählte Politiker so mit einer Initiative umgehen würden. 

Wie lief dann das Jahr ab - von 
Gründung der Bürgerinitiative bis 
zum Bürgerentscheid?

Wir waren zu Beginn der Initiative nur vier Personen, aber sehr 
schnell kamen bis zu 20 Menschen zusammen. Wir haben dann 
das Bürgerbegehren begonnen und bis Ende September 2015 
insgesamt 3.777 gültige Unterschriften gesammelt, die sich für 
den Erhalt der Bäume am Marktplatz aussprachen. Notwendig 
waren laut Gemeindeordnung nur 2.487.
Im Verlaufe des Bürgerbegehrens haben wir uns immer wieder 
mit den Politikern um einen Kompromiss bemüht. Aber die drei 
„Nein“-Parteien (CDU, SPD, FDP) wollten immer nur alle Kugel-
ahorn-Bäume vom Markt entfernen. Es hatte sich zwischen-
durch nur die Methode geändert: von Fällung hin zur komplet-
ten Umpflanzung aller Bäume. Da das mit uns nicht machbar 
war und der Stadtrat mit Mehrheit von CDU, SPD und FDP im 
November 2015 das Bürgerbegehren ablehnte, kam es dann 
zum ersten Bürgerentscheid in der Stadt Willich. 
Um diesen zu gewinnen und die Bäume auf dem Marktplatz zu 
erhalten, hätten wir 6.228 Ja-Stimmen aller stimmberechtigten 
Willicher haben müssen. Aber nur 4.128 Menschen stimmten bis 
zum 24.02.2016 mit „Ja“. Damit hatten wir zwar eine Mehrheit 
von 57,1 Prozent, aber nicht das notwendige Zustimmungsquo-
rum erreicht. Der Bürgerentscheid ging somit für uns verloren 
und die Kugelahorn-Bäume auf dem Markt werden im Rahmen 
der 1,5 Millionen Euro teuren Neugestaltung des Marktplatzes 
gefällt. Insbesondere die bürgerunfreundliche Satzung der 
Stadt Willich für einen Bürgerentscheid hat viele von der Wahl 
abgehalten.

Plakatwand am Schloss Neersen
Foto: B90/DIE GRÜNEN



6

Christa Disselkamp
Foto: privat

Hat sich der Kampf um  die Bäume in 
der Rückschau gelohnt?

Wir haben verloren und damit können wir die Bäume auf dem 
Markt nicht retten. Das tut uns in der Seele weh, aber wir haben 
unser Recht auf Ausübung der direkten Demokratie wahrge-
nommen. Die Chance zu gewinnen war gering, hat uns jedoch 
nicht abgehalten. Wir haben ein erfolgreiches Bürgerbegehren 
durchgeführt, den ersten Bürgerentscheid in der Stadt erreicht 
und alle auf die bürgerunfreundliche Satzung der Stadt Willich 
bei Bürgerentscheiden aufmerksam gemacht. Vielleicht ändert 
jetzt endlich der Stadtrat diese Satzung.
Fazit für uns war auf jeden Fall: auch eine kleine Gruppe von 
Menschen kann etwas bewegen; man soll sich auch von 
Beschlüssen des Stadtrates sowie von negativen Äußerungen 
von einigen Leuten in der Verwaltung und in der Politik nicht 
aufhalten lassen. Erschreckend waren der teilweise persönliche 
Ton und die Häme nach der Entscheidung, die uns nicht nur 
von Bürgern sondern eben auch von gewählten Volksvertretern 
entgegengebracht wurde. Auch zahlreiche mutwillige Beschä-
digungen der Bäume hatten das Klima unnötig weiter vergiftet.

Vielen Dank für das Gespräch.

Warum ich GRÜN wähle …

Bernadette Berg
Foto: privat

Warum wähle ich GRÜN? Die Frage stellt sich für viele Urnen-
gänger meist gar nicht mehr, da sie schon seit Jahren das Kreuz 
bei den GRÜNEN setzen. Mein Umzug vor 2½ Jahren ließ mich 
jedoch noch mal in mich gehen, welche Kommunalpolitik ich 
mir für meinen Wohnort vorstelle: Insbesondere nachhaltig soll 
sie sein. Doch was ist alles „nachhaltig“?
Zuerst ist es natürlich ökologische Nachhaltigkeit. Meine Stadt 
soll auch in 15-20 Jahren noch durch unkultivierte Wald- und 
Wiesenflächen attraktiv und erholend für uns sein. Dazu gehört 
auch, dass Pflanzen und Tiere besonders geschützt und geför-
dert werden. Erneuerbare Energien müssen auch in der Lokal-
politik in den Vordergrund gestellt und energetische Sanierun-
gen und Investitionen gefördert werden. Nachhaltigkeit soll 
sich auch in der Stadtentwicklung zeigen. Hier wünsche ich 
mir durchdachte, langfristige Konzepte. Ich suche Politiker, die 
dafür sorgen, dass ich auch direkt in Alt-Willich die Dinge des 
Alltags erledigen kann. Und ich nicht in umliegende Städte aus-
weichen muss.
Zuletzt heißt für mich Nachhaltigkeit auch Dinge hinterfragen 
und neue Wege gehen. Kritisches Hinterfragen und neue Blick-
winkel entwickeln ist meiner Meinung nach absolut nötig, um 
Themen nachhaltig voran zu bringen. Viele meiner Vorstellun-
gen und Wünsche für ein Willich, in dem ich wohnen möchte, 
finde ich bei den GRÜNEN. Daher wähle ich GRÜN. 

Warum wählen Sie GRÜN? 
Schreiben Sie uns!
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SCHIEFBAHNER DREIECK

Christian
Winterbach

Inzwischen ist bekannt: Die Baugrundstücke 
auf dem Schiefbahner Dreieck sollen nach 
Vorschlag der Verwaltung zu einem Preis von 
330 €/m2 verkauft werden! Die Kaufpreise lie-
gen damit für die billigsten Grundstücke (gut 
300 m2, Lage direkt an der Willicher Straße) 
bei über 106.000 €. Die größeren (500 m2) bei 
rund 165.000 €. Hinzu addieren sich jeweils 
die gesetzlichen Nebenkosten in Höhe von 
ca. 8 Prozent. Weiter kommen auf zahlreichen 
Grundstücken Auflagen für besondere Schall-
schutzmaßnahmen an den Häusern auf die 
neuen Eigentümer zu. Und, zuletzt von CDU 
und SPD beschlossen, ein Anschlusszwang an 
das neue Blockheizkraftwerk der Stadtwerke. 
Dadurch ist eine Wahlfreiheit der Neubürger 
bezüglich der Energieversorgung nicht mehr 
gegeben; eine Ausstattung mit regenerativen 
Energieträgern wie Wärmepumpen oder Solar-
anlagen wird damit stark eingeschränkt.
Wahrlich kein Schnäppchen – insbesondere 
nicht für geringverdienende junge Willicher 
beziehungsweise Schiefbahner Familien. 
Ursprünglich sollte das Schiefbahner Dreieck, 
insbesondere nach Argumentation der großen 
Volksparteien, eigentlich einmal für dieses Kli-
entel erschlossen werden. Tatsächlich liegt der 
Verkaufspreis damit 100 bis 120 €/m2. höher 
als der offizielle Grundstückspreis in diesem 

Gebiet gemäß Gutachterausschuss (ist im 
Internet öffentlich einsehbar). Dies entspricht 
einer Überhöhung von rund 50 Prozent! Ganz 
zu schweigen von dem preistreibenden Sig-
nal, das durch das städtische Handeln auf den 
gesamten Willicher Grundstücksmarkt aus-
geht. 
Doch der zu erwartende Aufschrei, den man 
insbesondere auf Seiten der SPD mutmaßen 
sollte, blieb aus. Dabei macht die Stadt, im 
Gegensatz zu anderen Ver-
käufen der letzten Monate, 
noch nicht einmal das große 
Geschäft. Die 330 € decken 
gerade einmal die Kosten 
ab, die vor allem durch die 
immensen Investitionen für 
den Lärmschutz sowie den 
(unnötigen) Kreisverkehr kalkuliert sind. Allein 
der schlägt sich mit rund 60 €/m2 beim Grund-
stückspreis nieder. Reserven für Unvorhergese-
henes sind hier noch nicht eingeplant. Etwaige 
Mehrkosten müssten aus dem allgemeinen 
Haushalt nachgeschossen werden.
Insgesamt also kein Baugebiet mit erschwing-
lichen Preisen für Willicher Bürgerinnen und 
Bürger – die Düsseldorfer wird es freuen. Wir 
Willicher GRÜNEN bleiben daher bei unserem 
NEIN zum Bebauungsplan S44.

Schiefbahner Dreieck
Foto: B90/DIE GRÜNEN
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ERFAHRUNGSBERICHT
ELEKTROAUTO

Andrea Kiontke

Fo
to

: B
90

Das rechnet sich doch gar nicht…
...war eines der meist gehörten Gegenargu-
mente, als wir mit dem Gedanken spielten, 
ein Elektroauto anzuschaffen. Nun - rechnet 
sich ein Auto überhaupt? Ist es nicht vielmehr 
immer ein erheblicher Kostenfaktor? Egal mit 
welcher Antriebsart? 
Ein kleiner Zweitwagen sollte her. Zehn Jahre 
ist mein Mann mit Bus und Bahn zur Arbeit 
gefahren (ehrlich, ich hätte das nicht gemacht 
bei dieser schlechten Anbindung in Willich). 
Aber jetzt reichte es auch ihm. Schnell war 
uns klar: unser neues Auto sollte möglichst 
umweltverträglich sein. Ein Hybrid oder gar 
ein Elektroauto? Mein Mann und ich sind nicht 
gerade technikaffin. Bei uns sucht man vergeb-
lich eine Heimkino-Ausstattung oder die High-
End-Stereoanlage. Wir sind im Bereich neuer 
technischer Errungenschaften immer die 
Letzten, die kaufen. Und dann ausgerechnet 
ein Elektroauto? Die hohen Anschaffungskos-
ten und die doch geringe Reichweite (wenn 
es nicht gerade ein TESLA ist) schreckten uns 
zudem ab. Dann ist das Angebot an Fahrzeu-
gen nun auch wirklich überschaubar. Und 
einige sehen (nach meinem Geschmack) rich-
tig hässlich aus.
Im Frühjahr 2015 gab es eine Verkaufsoffen-
sive von Renault, die den elektrobetriebenen 
ZOE in eine Preisklasse brachte, die für uns 
vertretbar erschien. Nun begann das Übliche: 
Kataloge wälzen, Ausstattungen und Preise 
vergleichen, durch Foren klicken um nach 
Erfahrungen von anderen Besitzern zu suchen, 
Probefahrt. Wir fanden einen kleinen, aber sehr 
kompetenten Händler in Korschenbroich. Hier 
haben wir schließlich auch unser Auto gekauft.
Eine weitere Überlegung war, wie dieses 
Auto am besten geladen wird? Mit einer 

11 kW-Ladesäule, die im Carport installiert 
wurde, sollte dies möglichst schnell und kom-
fortabel möglich sein (siehe auch Fakten- und 
Praxischeck Elektroauto). Auf öffentliche 
Ladesäulen müssen wir so nur bei längeren 
Strecken zugreifen. Da wir aber hauptsächlich 
unsere Arbeitswege damit abdecken (Mön-
chengladbach und Meerbusch), laden wir fast 
immer daheim.
Fazit nach einem halben Jahr: Unser kleiner 
Stromer fährt absolut zuverlässig. Das Laden 
funktioniert problemlos. Und für unsere Fami-
lie (drei Personen) ist der Fünf-
sitzer absolut hinreichend. 
(Kleiner) Nachteil:  das etwas 
sperrige und schwere Ladeka-
bel sowie die deutlich gerin-
gere Reichweite bei Tempe-
raturen um den Gefrierpunkt. 
Aber der Akku ist geleast. Die nächste Genera-
tion wird mutmaßlich deutlich höhere Reich-
weiten erzielen. Wir würden uns nach diesen 
positiven Erfahrungen jedenfalls wieder für 
ein Elektroauto entscheiden.

Foto: B90/DIE GRÜNEN
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FAKTEN- UND PRAXISCHECK
ELEKTROAUTO

Modell: Renault ZOE Intens R240
im Einsatz seit November 2015

Anscha�ungkosten (gerundet)
Auto:
Ladesäule (11kW):
Handwerkerleistung Anschluss:

20.500,-€
1.500,-€

400,-€

Laufende Kosten (ohne Energie)
Steuer:
Versicherung:
Wartung:

10 Jahre Befreiung
wie „normale“ Pkw

noch unbekannt; mutmaßlich geringer

Energie
Verbrauch: 
Batterieleasing (1250km / Monat; Laufzeit 5 Jahre):
Stromkosten Umlage Batterieleasing: 
Stromkosten mit Hausstrom (Ökostromtarif )¹):
Ladezeit:
Reichweite (Sommer / Winter):

16,3kWh / 100km
79,-€

6,32€ / 100km
ca. 4,80€ / 100km

ca. 2h
160 km / 110 km

¹) entfällt bei kostenlosem Laden an ausgewählten Säulen
   (einige Arbeitgeber, spezielle ö�entliche Säulen, Firmen wie Aldimarkt Kaarst)

Foto: B90/DIE GRÜNEN

Christian
Winterbach

Kommentar: Premium geht anders!
Eine Million Elektroautos wollte die Bundes-
regierung bis 2020 auf deutschen Straßen 
sehen. Inzwischen wäre sie froh, wenn es 
wenigstens halb so viele würden. Aber die 
deutsche Vorzeigeindustrie liefert nicht. Trotz 
Milliardengewinnen in den vergangenen 
Jahren fehlt anscheinend das Geld, um im 
Eigeninteresse zukunftsfähige Automobile 
zu bauen. Nicht anders ist erklärbar, dass die 
Regierung nun ein Subventionsprogramm für 
unsere „Premium“hersteller in Milliardenhöhe 
aufgelegt hat. Für die Industrie übrigens, die 
schon seit Jahren mit der gleichen Regierung 
kungelt und die tatsächlichen Schadstoff- und 
CO2-Emmisionen für ihre Alt-Technologie ver-
schweigt oder gar betrügerisch manipuliert 
und die Verbraucher vorsätzlich täuscht.
Andere Hersteller, allen voran TESLA, machen 
es den deutschen selbsternannten Technolo-
gieführern vor: mit attraktiven praxistauglichen 

Modellen, mehreren hundert Kilometern 
(tatsächlicher) Reichweite, einem nahezu flä-
chendeckenden Schnell-Ladenetz mit (kos-
tenlosem!) Strom entlang der Autobahnen in 
Deutschland und Westeuropa, dem Aufbau 
eigener Batteriefabriken – und alles ohne einen 
Euro vom deutschen Staat. Beim Verkaufsstart 
des Model 3 campierten 
weltweit tausende Fans vor 
den Filialen, um ganz vorne 
auf die Bestelllisten zu kom-
men. Hat es das bei einem 
deutschen Premiummodell 
schon mal gegeben? Die 
deutsche Schlüsselindustrie 
ist stattdessen gerade dabei, den Zeitgeist und 
die Technologie zu verschlafen. Aber zumin-
dest dafür gibt es genügend Vorbilder: Grun-
dig, AGFA, RWE, E.ON …… Also weiter so! Und 
am Ende hilft der Steuerzahler!



10

INTEGRATIONISPOLITIK

Merlin Praetor

Seit Langem fährt die Stadt Willich in Fra-
gen der Unterbringung und Versorgung von 
Flüchtlingen und Asylbewerbern einen soge-
nannten dezentralen Ansatz. Dies heißt in der 
Praxis, die Menschen nicht in großer Zahl auf 
wenige Unterkünfte zu verteilen sondern in 
jeweils geringer auf die Fläche. Zielsetzung 
ist dabei, Konflikte innerhalb und zwischen 
Zuwanderungsgruppen sowie mit der Willi-
cher Bevölkerung zu minimieren und gleich-
zeitig den Integrationserfolg zu sichern. 
Sind individuelle Asylverfahren mit einer (auch 
vorläufigen) Positiv-Entscheidung abgeschlos-
sen, müssen die Antragssteller daher aus den 
Gemeinschaftsunterkünften ausziehen. Aller-
dings gestaltet sich der Übergang in den freien 
Wohnungsmarkt oft schwierig, sodass die 
Flüchtlinge noch länger in städtischen Unter-
künften verbleiben müssen. Versorgung und 
Unterbringung erfolgen je nach individuellem 
Aufenthaltsstatus durch das Asylbewerber-
leistungsgesetz, Sozialleistungsbezug oder 
eigene Erwerbsarbeit.
Schon vor Einsetzen der Massenmigration 
ab 2014/2015 war die beschriebene Heran-
gehensweise politischer Konsens in Willich 
und geübte Verwaltungspraxis. Folgelogisch 
haben wir GRÜNE im November letzten 
Jahres im Rat der Stadt Willich den Antrag 
gestellt, das bewährte dezentrale Vorgehen 
auch auf die zwingend notwendigen Maß-
nahmen der gesellschaftlichen Integration 

von Zuwanderungsgruppen auszuweiten. In 
einem ersten Schritt müssen hierzu Konzepte 
entwickelt werden, die dann ihre praktische 
Umsetzung finden. Die Zuge-
wanderten benötigen in einem 
zunächst noch fremden Land 
Hilfe zur Selbsthilfe. Leitlinien 
der Integrationspolitik nach 
unseren Vorstellungen: huma-
nitär und bildsam, kulturell und 
individuell bereichernd, sozial und wirtschaft-
lich nachhaltig. Entwickelt werden sollen die 
Konzepte unter maßgeblicher Beteiligung der 
Neu-Mitbürgerinnen und -bürger und der vie-
len ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer.
Soweit die Mammut-Aufgabe, der sich die 
Verwaltung bereits verschrieben hat. Entspre-
chende Beschlüsse fasste die Politik im Sozial- 
wie im Haupt- und Finanzausschuss und Rat, 
mit denen die notwendigen Ressourcen Geld 
und Personal bereitgestellt werden. Dies ist 
dringend nötig, um handlungsfähig zu sein 
und auch für das gezielte Bauen gesellschaft-
licher Brücken.
Gerade hinsichtlich der Neubauten für Flücht-
linge bzw. dem sozialen Wohnungsbau gab 
es in Neersen erwartbare Konflikte (Niers-
weg/Mutschenweg). Als GRÜNE mussten 
wir eine Abwägungsentscheidung treffen 
zwischen randständischer Bebauung eines 
Landschaftsschutzgebiets mit nachfolgender 
Umwandlung in sozialen Wohnungsbau und 

Flüchtlingsunterkunft Moltkestraße
Foto: B90/DIE GRÜNEN
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menschenwürdiger Unterbringung (ohne 
Turnhallennutzung). Das fiel uns naturgemäß 
nicht leicht. Herausgekommen ist ein einstim-
miges Bekenntnis zum Bau der Flüchtlings-
unterkünfte, das auf teilweises Unverständnis 
der betroffenen Anwohner gestoßen ist. Unser 
stellvertretender Fraktionsvorsitzender Chris-
tian Winterbach hat die Begründung hierfür 
ausgiebig in einem veröffentlichten Brief an 
die Interessengemeinschaft Niersweg/Mut-
schenweg dargelegt (vgl. unsere Web- und 
Facebookseite).
Hinsichtlich unserer beantragten Integrations-
planung ist ein weitreichender Verwaltungs-
entwurf entstanden. In ihm werden konkrete 
Tätigkeitsfelder und Ziele mit zugehörigen 
Maßnahmen und Instrumenten dargelegt. Für 
den „Feinschliff“ wurde der Arbeitskreis „Inte-
gration“ gebildet. Er besteht aus Mitgliedern 
der Ratsfraktionen und der Verwaltung. Im Mai 
2016 wurde das erst Mal getagt. Unter Frau 
Hofmeister als Mitarbeiterin der Verwaltung 
startete der Arbeitskreis gut vorbereitet. Sie 
ist zugleich städtische Koordinatorin für das 
Ehrenamt und dem Hauptamt in der Flücht-
lingshilfe. Als Netzwerkerin brachte sie seit 
Anfang Februar aus der „Vogelperspektive“ 
Struktur ein in das Ehrenamtswesen auf dem 
Gebiet der Flüchtlingsarbeit. 
Im Arbeitskreis geht es um unmittelbare Ziele, 
Handlungsfelder und Maßnahmen der Integra-
tion von Flüchtlingen vor Ort. Allgemeinplätze, 
die für jede beliebige Kommune gelten, sollen 
ausgeschlossen sein. Zudem soll die Stadtver-
waltung ihr laufendes Geschäft zum Wohle der 
Menschen weiter mit ausreichend „Beinfrei-
heit“ verfolgen können. Ein GRÜNES Haupt-
augenmerk liegt insbesondere auf dem soge-
nannten Übergangsmanagement. Gemeint 
sind damit beispielsweise Unterstützungshil-
fen beim Übertritt von Zuwanderern von der 
Schule in die Berufsausbildung. Hierzu müssen 
entsprechende Träger und Institutionen wie 
die Schulen und die Bundesagentur für Arbeit 

und weitere Akteure hinsichtlich Kommunika-
tion und Kooperation eng verknüpft werden. 
Wesentlich für den Integrationserfolg sind 
der zügige Sprach- und Kulturerwerb und die 
Eingliederung in den Arbeitsmarkt. Als eine 
konkrete Maßnahme könnte dies durch eine 
Praktikums-/Ausbildungsstellenbörse beglei-
tet werden. Partner sind hierbei nach unseren 
Vorstellungen u.a.: die städtische Wirtschafts-
förderung in Kooperation mit Initiativen der 
Jugendberufsunterstützung, die einschlägi-
gen Kammern, Bundesagentur für Arbeit.
Auch die Zusammenarbeit der Schulträger 
von Stadt und Kreis muss passen. Ein beispiels-
weise 16-jähriger Flüchtling kommt in eine 
Seiteneinstiegsklasse einer allgemeinbilden-
den Schule und muss dann alsbald in diejenige 
des Berufskollegs oder im günstigsten Fall in 
ein Praktikums- oder Ausbildungsverhältnis 
wechseln - hier haben wir alle nur „einen Ver-
such“ frei, damit Eingliederung von Beginn an 
gelingt! Eitelkeiten rund um Zuständigkeitsfra-
gen müssen zurückstehen. Die Perspektive der 
Betroffenen, nicht der Behörden, ist einzuneh-
men. Nur dann gelingt langfristig Integration 
und Fehler vergangener Zuwanderungswellen 
werden vermieden. 
Eva-Maria und ich wirken im Arbeitskreis „Inte-
gration“ daran mit, dass die neu zu uns gekom-
menen Menschen in Willich diskriminierungs-
frei und chancenreich behandelt werden. 
Gleichwohl sollen sie die bürgerlichen Freihei-
ten schätzen lernen und im Zentrum Europas 
endlich friedlich leben können.

Niersweg/Mutschenweg
Foto: B90/DIE GRÜNEN
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GRÜNE AUF FACEBOOK

Manuel Paas

Facebook ist aus unserem Leben nicht mehr 
wegzudenken. Davon kann man halten, was 
man möchte – für die Kommunalpolitik führt 
kein Weg mehr dran vorbei. Als ich im Jahr 2012 
die Fraktionsgeschäftsführung und Parteiauf-
gaben übernahm, musste ich einige Überzeu-
gungsarbeit für eine GRÜNE Facebook-Seite 

leisten. Im Mai 2013, ein Jahr 
vor der Kommunalwahl, konn-
te die Seite testweise starten. 
Was zunächst als weiterer Kom-
munikationsweg geplant war 
ist mittlerweile Hauptmedium. 
Über unsere Facebook-Seite 

weisen wir auf Artikel über uns oder unsere 
Themen hin, verbreiten unsere Pressemittei-
lungen und kündigen Termine an. Zusätzlich 
ergibt sich hier auch die Möglichkeit für Blicke 
hinter die Kulissen unserer Arbeit.
Zur Kommunalwahl 2014 haben wir bereits 
intensiv auf Facebook als Werbe-Tool gesetzt. 
Neben klassischen Plakaten und Zeitungs-
anzeigen, war ein Teil unseres Budgets für 
Facebook-Anzeigen reserviert – mit Erfolg. 
Insbesondere die viel schnellere Verbreitung 
von Informationen im Gegensatz zur klassi-
schen Zeitung ist hier aber Fluch und Segen 

zugleich: Wichtige Informationen können 
kurzfristig verbreitet werden, ohne auf die 
nächste gedruckte Zeitung warten zu müssen. 
Gleichzeitig führt die Möglichkeit eines dauer-
haften Kontakts zu einer gewissen Erwartungs-
haltung der Bürgerinnen und Bürger. 
Über Facebook bekommen wir mittlerweile 
mehr Bürgeranfragen als per E-Mail oder Tele-
fon. Hier wird eine schnelle und doch – face-
book-typisch – kompakte Antwort verlangt. 
Die Fraktionsmitglieder müssen weit stärker 
als noch vor einigen Jahren nicht nur Politiker 
sondern auch Marketing- und Kommunikati-
onsexperten sein. 
Doch die Arbeit lohnt sich. Anhand der Klick-
zahlen wissen wir, dass unsere Informationen 
durch Facebook eine weitaus höhere Verbrei-
tung haben als zuvor. Mittlerweile haben wir 
auch mehrere Fraktionsmitglieder direkt durch 
unsere Öffentlichkeitsarbeit auf Facebook 
gewinnen können. Lob  der Willicher Bürgerin-
nen und Bürgern bestärkt uns darin, Facebook 
als unseren wichtigsten Kommunikationska-
nal zu nutzen. Anfängliche Skepsis in Fraktion 
und Partei sind der Überzeugung gewichen, 
dass wir hiermit ein tolles Tool für den „kurzen 
Draht“ zum Bürger in Händen zu halten.

Bildschirmfoto
B90/DIE GRÜNEN
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JETZT DU!

• Auf die Mitnahme von Plastikverpackun-
gen verzichten. Wenn dies nicht geht, 
unbedingt auf die Mitnahme aller Müll-
reste achten. Besonders von dünnen 
Plastiktüten, die durch einen Windstoß 
schnell im Meer landen können.

Sommer, Sonne, Stand und Meer- für die meisten von uns der Höhepunkt des Jahres. Mee-
resrauschen, unvergessliche Sonnenuntergänge, lange Spaziergänge am Strand...wer möchte 
dieses Bild durch gestrandeten Plastikmüll oder Zigarettenkippen zerstören. Daher:

Foto: © DOC RABE Media / Fotolia 

• Zigaretten nicht im Sand ausdrücken und 
dort belassen. Eine große Gefahr für viele 
tierische Strandbewohner und nicht zu-
letzt für am Strand spielende Kinder.

• Auch als Segler und Kreuzfahrer auf Müll-
vermeidung achten - alles so sichern, dass 
bei einer „steifen Brise“ kein Plastik im 
Meer landet.
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NORDUMGEHUNG BEGRABEN

Christian
Winterbach

Die Machbarkeitsstudie des beauftragten Gut-
achters zur Nordumgehung von Schiefbahn 
wurde im Frühjahr dem Planungsausschuss 
vorgelegt. Das Ergebnis war dabei ziemlich 
eindeutig: Je länger die Strecke, desto geringer 
der verkehrsentlastende Effekt im Ortskern. 
Und auch die kürzeste der drei untersuchten 
Varianten (vom geplanten Kreisverkehr an der 
L382 bis zum Klosterwäldchen) machte nach 
Aussage des Gutachters nur Sinn, wenn wei-
tere neue Baugebiete im Schiefbahner Norden 
südlich der Trasse realisiert würden. Verkehrs-
verminderung durch neue Verkehrsansied-
lung? Da wird der Teufel wohl mit dem Belze-
bub ausgetrieben! 
Der verkehrsentlastende Effekt im Ortszen-
trum auf der Hoch- und Albert-Oetker-Straße 
ist also gering. 80 bis 90 Prozent des Verkehrs 
wollen in den Ortskern oder kommen von 
dort und könnten eine Umgehung gar nicht 

nutzen. Die Belastung bisher ungestörter 
Wohngebiete wäre aber signifikant hoch. 
Zudem werden die vorhandenen landwirt-
schaftlichen Betriebe dadurch massiv gestört 
und vor allem ein bisher weitestgehend unge-
störter Grüngürtel nachhaltig 
beschädigt. Von den bereits 
jetzt prognostizierten Kosten 
von rund 10 Millionen Euro 
(einschließlich Kreisverkehr, 
aber noch ohne Grundstücks-
zukäufe) ganz zu schweigen.
Da gibt es aus Sicht der GRÜNEN nur eine Ent-
scheidungsmöglichkeit: Die Nordumgehung 
(und damit auch der Kreisverkehr an der L382) 
sollte bis Mitte des Jahres endgültig zu den 
Akten gelegt werden. Stattdessen müssen alle 
Ressourcen alternativen Strategien dienen 
(vgl. auch den nebenstehenden Artikel „Ver-
kehr vermeiden“).

Trassenführung Nordumgehung?
Fotos: B90/DIE GRÜNEN
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VERKEHR VERMEIDEN
Seit Jahren kennen wir die Diskussionen um 
das zu hohe Verkehrsaufkommen in unserer 
Stadt, insbesondere im Ortsteil Schiefbahn. 
Überhaupt scheint „der Verkehr“ ein außerirdi-
sches Wesen zu sein, welches schicksalhaft wie 
eine üble Seuche die Bürger heimsucht. Dabei 
ist es doch ganz einfach: „Der Verkehr“ - das ist 
das Ergebnis unserer individuellen Entschei-
dungen, wann, wie oft, warum und mit wel-
chem Verkehrsmittel wir unseren Mobilitätbe-
darf (oder auch nur Mobiliätsbedürfnis) stillen. 
Wenn ich mich dafür entscheide, die Brötchen, 
den täglichen Kleineinkauf, den Schulweg 
oder sonstige wenig transportbedürftige Fahr-
ten mit dem Auto im Ort zu erledigen, ist es 
wenig glaubwürdig, sich hinterher über „den 
Verkehr“ zu beklagen. 
Unter anderem wegen fehlender infrastruk-
tureller Alternativmöglichkeiten (vgl. Artikel 
zuvor) sehen wir GRÜNEN die Lösung nicht in 
der Verlagerung des weiter ansteigenden Kfz-
Aufkommens, sondern in dessen Vermeidung. 
Wo und wann immer es geht. Schon im Jahr 
2011 wurde in dem durch die Stadt beauftrag-
ten „Masterplan Mobilität“ diagnostiziert, dass 
„ein großes, noch nicht ausgeschöpftes Poten-
zial zu Stärkung des Fahrradverkehrs“ besteht. 
Passiert ist hierzu aber bisher kaum etwas.

Christian
Winterbach

Daher wollen wir GRÜNEN alle Beteiligten 
(Bürgerinnen und Bürger, Einzelhandel, Fahr-
radhändler, Verwaltung, Politik) einladen, 
sich an einer Initiative „Verkehr vermeiden – 
Fahrrad fahren“ zu beteiligen, um den Fahr-
radverkehr in unserer Stadt 
zum Wohle aller voranzubrin-
gen. Beginnen soll es mit der 
Ursachenfindung, warum trotz 
objektiver Möglichkeiten viele 
Fahrten statt mit dem Fahrrad 
mit dem Auto getätigt werden. 
Hierzu sollen die Bürger direkt gefragt und um 
(ehrliche) Antworten gebeten werden. Ggf. 
könnte uns auch eine externe professionelle 
Begleitung unterstützen. Nach Feststellen der 
Hinderungsgründe ginge es an die sukzes-
sive Behebung der festgestellten Ursachen. 
Im Rahmen der letzten Haushaltsberatungen 
wurde auf Antrag der Fraktion der GRÜNEN 
ein Haushaltsposten eingestellt, der für unter-
stützende Maßnahmen zur Förderung des 
Fahrradverkehrs herangezogen werden kann. 
Diesen sollten wir nutzen.
Wir GRÜNE suchen noch Mitwirkende, die sich 
an dem Thema beteiligen möchten! Ansprech-
partner ist Christian Winterbach (christian. 
winterbach@gruene-willich.de).

Alleenradweg
Foto: B90/DIE GRÜNEN

Freie Fahrt für Fahrräder
Foto: B90/DIE GRÜNEN

Anschluss an ÖPNV
Foto: B90/DIE GRÜNEN
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WECHSEL DER FRAKTIONS-
GESCHÄFTSFÜHRUNG

Nicht nur im Parteivorstand gab es Veränderungen. Auch in der Fraktion hat es einen Per-
sonalwechsel gegeben. Das Amt der Fraktionsgeschäftsführung wurde von Manuel Paas an 
Sina Kingen übertragen. Über die Hintergründe geben beide Auskunft im GRÜNER BLICK.

Manuel, wie lange warst du jetzt als 
Fraktionsgeschäftsführer dabei?

Seit Juni 2012. Meine Vorgängerin Barbara Flatters hatte damals 
ihr Studium intensiviert und in der Folge nicht mehr genügend 
Zeit für Fraktions- und Parteiarbeit gefunden. Im Vorfeld hat sie 
mich immer wieder mit zu unseren öffentlichen Fraktionssit-
zungen genommen, so dass ich mir die Arbeit erst mal in Ruhe 
ansehen konnte. 

Du warst bei Amtsantritt vergleichs-
weise jung...

Ich war gerade 20 Jahre und bin von den JUNGEN GRÜNEN 
unseres Ortsverbands gekommen, wo auch Barbara schon aktiv 
war. Sie war damals allerdings auch kaum älter. Natürlich hatte 
ich zu Beginn noch nicht allzu viel Erfahrung. Wichtig war, das 
Vertrauen und die Untertützung der Fraktion zu haben. Das hat  
mir den Einstieg erheblich erleichtert.

Warum jetzt der Rückzug? Ich bin gerade in der Endphase meines Studiums. Zudem habe 
ich parallel eine Berufstätigkeit in Köln aufgenommen. Dies ist 
mit einem zusätzlichen hohen Maß an Fahrzeiten verbunden.
Das lässt mir leider nicht mehr hinreichend Möglichkeit, mich in 
der gebotenen Intensität um die anstehenden Aufgaben eines 
Fraktionsgeschäftsführers zu kümmern. Wichtig war jetzt, zeit-
nah eine Lösung zu finden, um einen reibungslosen Übergang 
zu realisieren. Das ist mit Sina gut gelungen.

Alte und neue Geschäftsführung im Interview
Foto: B90/DIE GRÜNEN
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Wie waren deine ersten Begegnun-
gen mit den  Etablierten der anderen  
Parteien? Hat man sich auf 
Augenhöhe mit dir eingelassen?

Anfangs war ich da durchaus skeptisch. Aber in der Rückschau 
habe ich eigentlich nur positive Erfahrungen gesammelt. Natür-
lich macht man aus Unerfahrenheit auch schon mal schneller 
einen Fehler. Aber weder aus der Verwaltung noch von den 
anderen Parteien habe ich negative Rückmeldung erfahren, 
sondern bin vielmehr unterstützt worden. Vielleicht war ich in 
einer Zeit, in der vor allem die älteren Semester das Kommu-
nalgeschehen dominierten, auch so etwas wie der Türöffner für 
eine nachrückende junge Generation. Nach mir haben dann 
weitere Jüngere wie der Kollege Pempelfort von der SPD das 
Parteiparkett  betreten.

Was hat dir in deiner aktiven Zeit am 
meisten Spaß gemacht?

Durch die Fraktionsarbeit bin ich auch zunehmend in die Par-
teiarbeit reingewachsen und habe schließlich den Kommunal-
wahlkampf 2014 mit organisiert und gestaltet. Das war damals 
auch sozusagen das Startsignal für eine verstärkte Onlineaktivi-
tät, für die ich bis heute verantwortlich bin. Durch mein berufli-
che Ausrichtung in Richtung Onlinemarketing will ich die Partei 
und Fraktion da auch weiterhin unterstützen. 
Als einer der Fraktionsgeschäftsführer sind auch viele meiner 
Ideen in den damaligen interfraktionellen Arbeitskreis „Transpa-
renz und Bürgerbeteiligung“ eingeflossen. Ein Ergebnis dieser 
Arbeit ist beispielsweise der Mängelmelder, der nach Informa-
tion der Verwaltung auch rege genutzt wird und dem Bürger da 
auch mal den „kurzen Dienstweg“ ermöglicht. Aktuell beschäf-
tigt mich das neue Ratsinformationssytem sehr. Und natürlich 
liegt mir der sogenannte digitale Rat am Herzen.

Sina, wie ist es zur Nachfolge von 
Manuel gekommen?

Seinerzeit war ich auch bei den JUNGEN GRÜNEN sowie in der 
Partei und habe mich nach dem Abitur verstärkt um meine 
Studium gekümmert. Irgendwie ist aktive Politik dann erst mal 
aus dem Blickfeld verschwunden. Eher unvermittelt kam ich 
mit Manuel ins Gespräch, ob ich mir seine Nachfolge vorstellen 
könnte. Ich musste dafür meinen sicheren Nebenjob aufgeben. 
Aber die Arbeit bei den GRÜNEN ist weit interessanter und for-
dert mich mehr. Zudem kann ich jetzt durch meine zusätzliche 
Ausschusstätigkeit wieder eine Stück Willicher Politik mitge-
stalten.

Durch dein Amt wirst du verstärkt 
öffentlich wahrgenommen. Wie hat 
dein Umfeld auf deine neue Aufgabe 
reagiert? 

Sowohl meine Familie als auch Freunde haben sehr positiv 
darauf reagiert. Es haben sich auch wieder Kontakte ergeben, 
die schon längere Zeit ruhten. Zu Beginn fühlte es sich merk-
würdig an, sich in der Zeitung zu sehen. Aber das gehört natür-
lich dazu und man gewöhnt sich auch schnell daran.

Viel Erfolg für dein neues Amt!
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DIE „NEUEN“
Was motiviert Willicher Bürgerinnen und Bürger zu aktiver GRÜNER Kommunalpolitik? Wo 
sind die Felder, in die man sich einbringen und vor Ort etwas bewegen kann? Gerne stellen 
sich die „Neuen“ vor.

Als Kind habe ich die Friedens- und Naturschutzbewegung der 
1980er Jahre miterlebt. Sie hatte mich schon früh in ihren Bann 
gezogen, so dass mich auch später der „GRÜNE Gedanke“ nie 
los ließ. Ich möchte mich in Willich dafür einsetzen, dass die Wil-
licherinnen und Willicher weiterhin ein gutes demokratisches 
und tolerantes Leben mit und in einer gesunden Natur führen 
können sowie für eine gelebte Bürgerbeteiligung zu einer bür-
gernahen, fairen und transparenteren Stadtverwaltung. 

• Arbeitskreis Modernisierung der Stadtverwaltung: Digitali-
sierung / Bürgerbeteiligung

• Stellvertretende Sachkundige Bürgerin im Sozialausschuss

Stephanie Müller
Foto: privat

Mein Name ist Ulrich Kaufmann. Ich bin 51 Jahre alt und arbeite 
als Krankenpfleger in der Landesklinik in Viersen-Süchteln. Ich 
war schon in verschiedenen anderen Parteien und Organisati-
onen politisch aktiv. In den letzten drei Jahren habe ich aber  
diesbezüglich nichts mehr gemacht. Jetzt wollte ich wieder 
aktiv werden. Und in den letzten Jahren hat mich die Politik 
der GRÜNEN sowohl national als auch regional mit ihrer basis-
demokratischen und ökologisch/sozialen Ausrichtung wirklich 
überzeugt. Und so war mein Interesse und die Mitgliedschaft 
die logische Konsequenz. 

Die Arbeit von „BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN“ in der Stadt Willich 
verfolge ich schon seit vielen Jahren. Nachdem ich nun meine 
Berufstätigkeit beendet habe, möchte ich die politische Arbeit 
aktiv unterstützen und mitgestalten. Da ich lange als Erzieherin 
gearbeitet habe, liegt mir die Sozialpolitik besonders am Her-
zen. Deswegen bin ich:

• Stellvertretender Sachkundiger Bürger im Sport- und 
Kulturausschuss

Ulrich Kaufmann
Foto: privat

• Sachkundige Bürgerin im Sozialausschuss
• Stellvertretende Sachkundige Bürgerin im Jugendhilfeaus-

schuss
• Mitglied im Arbeitskreis Integration

Eva-Marie Müller
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REWE-GELÄNDE

Christian
Winterbach

Das Thema Innenstadtentwicklung beschäftigt 
Bürgerinnen und Bürger und die Politik in Alt-
Willich schon seit Jahren. Im Jahr 2012 wurde 
ein integriertes Handlungskonzept erstellt, 
welches die verschiedensten Aspekte wie 
Stadtbauplanung, Verkehrsführung, Einzel-
handel u.ä. zusammenführt und Handlungs-
optionen zur Förderung der Innenstadtent-
wicklung aufzeigt. Unbestritten ist, dass das 
Gelände rund um den bestehenden REWE-
Markt auf Grund seiner Größe und zentralen 
Lage bei der Konzeption eine herausragende 
Rolle spielen würde. 
Nach jahrzehntelangem Stillstand beschloss 
der Stadtrat im März 2015 einstimmig eine Vor-
kaufssatzung für das Gelände, um es im Falle 
eines (sich abzeichnenden) Verkaufs erwerben 
zu können und mittelfristig nach den Vorstel-
lungen von Bürgerinnen und Bürgern, Verwal-
tung und Politik zu entwickeln. Und tatsächlich 
wurde das Gelände jüngst an einen „Willicher 
Investor“ verkauft. Dieses wurde Ende März 
auch der Verwaltung bekannt, so dass zu die-
sem Zeitpunkt die zweimonatige Vorkaufsfrist 
begann. 
Doch die Politik und große Teile der Verwaltung 
und sogar des Verwaltungsvorstandes wurden 
hiervon erst nach über drei Wochen informiert. 
Ein wesentlicher Teil der Frist war damit bereits 
verstrichen. Dazu stellte sich heraus, dass sei-
tens der Verwaltung für diesen (erwarteten 
bzw. erhofften) Fall offenbar keine weiterge-
henden Vorbereitungen getroffen wurden - 
wesentliche wirtschaftliche, steuertechnische 
und juristische Fragestellungen waren noch 
ungeklärt und konnten in der Kürze der Zeit 
auch nicht mehr abschließend aufgelöst wer-
den. So lautete der Vorschlag der Verwaltung 
im April 2016 auf das Vorkaufsrecht zu verzich-
ten, obwohl erst ein Jahr zuvor genau anders 
herum argumentiert wurde. 

Untermauert werden sollte dies durch eine auf 
die Schnelle erstellte Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtung. Dank hinreichend pessimistischer 
Ansätze machte diese das Projekt schlechter 
als es tatsächlich ist. Eine Vergleichsrechnung 
unserer Fraktion wurde als unrealistisch bis 
unsinnig diffamiert. Es verwundert, dass die 
Überlegungen unserer ausgewiesenen Wirt-
schafts- und Baufachleute 
von anderen fachfremden 
Fraktionsvertretern in der 
politischen Diskussion ohne 
Weiteres angezweifelt wur-
den. Und dies, obwohl hinter 
vorgehaltener Hand auch von 
der Verwaltung nicht bestritten wird, dass das 
Projekt wirtschaftlich tragfähig wäre. Warum 
auch sonst sollte ein privater Investor dieses 
Gelände freiwillig kaufen?
Sicher: Eine Abstimmung mit dem Anker-
mieter REWE ist essentiell. Von daher sind 
rasche, kurzfristige Ergebnisse ohnehin nicht 
zu erwarten. Aber als Grundstückseigentü-
mer und Träger der Planungshoheit hätte die 
Stadt alle Optionen, das Projekt auf Dauer 
nach den Vorstellungen der Bürgerinnen und 
Bürger, Verwaltung und Politik zu entwickeln 
oder mittels privatwirtschaftlicher Partner ent-
wickeln zu lassen. Doch diese Sicherheit wurde 
durch den Beschluss des Stadtrats, getragen 
von CDU, SPD und FDP, aufgegeben und damit 
auf das Vorkaufsrecht verzichtet. Und dies 
nicht einmal mit verbindlichen Auflagen für 
den Investor, wie von uns vorgeschlagen.
Nun bleibt nur die Hoffnung, dass der unbe-
kannte „Willicher Investor“ tatsächlich eine 
aktive Rolle nach den Vorstellungen der Stadt 
einnehmen wird. Im günstigsten Fall geht die 
Hoffnung auf. Im ungünstigen Fall werden 
weitere Jahrzehnte vergehen, ohne das Willich 
an dieser Stelle substanziell vorankommt.
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VERWALTUNGSREFORM 2.0
- EIN ZWISCHENSTAND
Weitgehend unbemerkt von der Öffentlichkeit sitzen seit nunmehr über einem Jahr Mit-
glieder der Stadtverwaltung und aller Ratsfraktionen in fünf Arbeitsgruppen zusammen 
um die Verwaltung moderner, effizienter und bürgerfreundlicher zu machen. Aus GRÜNER 
Sicht Zeit für einen Zwischenstandsbericht.

Die Ausgangslage
Vor rund 20 Jahren wurde die Stadtverwaltung 
Willich grundlegend umgekrempelt. Die alten 
Ämter und Verwaltungsstrukturen wurden 
über Bord geworfen und eine effizientere und 
an den neuen Aufgabenfeldern orientierte Ver-
waltung mit flachen Hierarchien wurde imple-
mentiert. Modern bedeutete damals auch, 
dass man sich an unternehmenstypischen 
Strukturen orientierte. In den fast 20 Jahren 
danach ist dann nicht allzu viel geschehen, 
wenn man mal von der durch das Land vorge-
gebenen Veränderungen in der Haushaltsfüh-
rung absieht. Nach der Kommunalwahl, bei der 
keine Partei mehr die Ratsmehrheit gewinnen 
konnte, waren sich alle Fraktionen einig, dass 
eine Überprüfung der Verwaltungsaufgaben 
und –strukturen nun zügig angegangen wer-
den muss. Dies sollte in enger Zusammenar-
beit mit der Verwaltung geschehen. Zumal der 
Bürgermeister als Chef der Verwaltung für das 
Verwaltungshandeln verantwortlich zeichnet.

Ziele der Verwaltungsreform
Die Ziele der Verwaltungsreform sind zum 
Einen, die inneren Prozesse zu verbessern, 
was auch die Zusammenarbeit mit den politi-
schen Gremien wie Rat und Fachausschüssen 
einschließt. Viel wichtiger ist aus GRÜNER Sicht 
aber die Außenwirkung der Reform: Wie kann 
die Verwaltung besser den Bürgerinnen und 
Bürgern dienen? Denn durch das Internet und 
die Digitalisierung lassen sich Informationen 
schneller und einfacher beschaffen sowie viele 
Anträge aber auch Anfragen etc. schneller stel-
len und bearbeiten. Dementsprechend haben 
sich die Ansprüche aber auch die Bedürfnisse 
von Ihnen als Bürgerinnen und Bürger der 
Stadt verändert. So haben wir während des 
Bürgerentscheids zum Marktplatz mehrfach zu 
hören bekommen, warum die Stimmabgabe 
nicht auch online möglich ist. 

Stand der Dinge
Um all diese Aufgaben und Ziele zu bearbei-
ten, wurden – wie eingangs erwähnt – fünf 
Arbeitskreise gebildet. In diesen Arbeitskreisen 
wird dann beispielsweise darüber gesprochen, 
welche Leistungen die Stadt für die Bürger 
bereitstellt und ob diese noch zeitgemäß sind; 
oder wie die Digitalisierung beim Internetauf-
tritt der Stadt so genutzt werden kann, so dass 
es für Sie einfacher und schneller möglich ist, 
die gesuchten Informationen zu bekommen. 
Gleichgültig ob Sie zu Hause vorm PC sitzen 
oder mit dem Smartphone von unterwegs.Verwaltungsreform 2.0

Foto: © Marco2811 / Fotolia
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Raimund Berg

Bei der Verbesserung der internen Prozesse 
und dem Ziel, die Verwaltung zukunftsfähig 
aufzustellen, werden Fragen wie die Verbes-
serung des Berichtswesens für die politischen 
Vertreter und die Art der Zusammenarbeit von 
Rat und Verwaltung besprochen. Natürlich 

wird auch die Stadt als Arbeit-
geber für direkt oder indirekt 
über 700 Beschäftigte beleuch-
tet. Zur Erbringung guter Leis-
tungen für die Bürgerinnen 
und Bürger bedarf es guter und 

motivierter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter; 
kurz gesagt: die Stadt muss als Arbeitgeber 
attraktiv sein. Das Führungsverhalten der Vor-
gesetzten und die Arbeitsprozesse müssen zu 
einer hohen Leistungsbereitschaft beitragen. 
Bei all diesen Fragen sind wir in den letzten 
Monaten zu einer mehr oder weniger umfang-
reichen Sachstandsanalyse gekommen. In 

vielen Bereichen konnten auch schon erste 
Verbesserungsansätze entwickelt werden. 
Aber der „Große Wurf“ - also eine völlig neue 
Verwaltung - wird nicht herauskommen. War 
aber auch nicht geplant.

Wie geht es weiter?
Noch bis zum Jahresende sollen die verschie-
denen Arbeitsgruppen neue Ergebnisse ent-
wickeln. Es ist aber schon erkennbar, dass die 
Vielzahl der Aufgaben in einzelnen Bereichen 
wohl noch bis zum Jahr 2017 hinein bearbeitet 
werden müssen. Das Ganze geschieht ja neben 
dem laufenden Geschäft. Und wir ehrenamtli-
chen Politikvertreter haben auch nur begrenzt 
Zeit. Ob dann die Verwaltungsreform wie 
geplant im ersten Halbjahr 2017 abgeschlos-
sen werden kann und was sich nun alles 
ändern soll, steht in der nächsten Ausgabe von 
GRÜNER BLICK.

GRÜNE KÖPFE IM ANGEBOT
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ENTWICKLUNG ZUR NACH-
HALTIGEN KOMMUNE
Der Willicher Umweltausschuss hat im Novem-
ber 2015 einstimmig beschlossen, sich  für 
das Modellprojekt „Nachhaltige Kommune 
NRW“ zu bewerben. 16 Kommunen wurden 
hierfür schließlich landesweit ausgewählt. Sie 
erhalten im Rahmen des Projektes kostenfreie  
Unterstützung beim Erarbeiten von Nach-
haltigkeitsstrategien. Das Modellprojekt wird 
geleitet von der Landesarbeitsgemeinschaft 
AGENDA 21 NRW (www.lag21.de). 
Sie hilft, als unabhängiges Netzwerk die glo-
balen Ziele der sogenannten 2030-Agenda 

auf kommunaler Ebene umzu-
setzen. Diese globalen Ziele 
wurden im November 2015 
von der UN-Vollversammlung 
beschlossen und haben damit 
globale Gültigkeit (vgl. Grafik). 

17 Hauptziele mit 169 Unterzielen werden 
verfolgt. Inhaltlich geht es nicht nur um offen-
sichtliche Nachhaltigkeitsbegriffe wie Umwelt-
schutz oder Artenvielfalt. Sondern es werden 
auch Themen wie Armut, Gesundheit, Bildung 
oder Gleichberechtigung aufgegriffen.
Am 20. Januar 2016 fand in Bonn die Auf-
taktveranstaltung mit allen Beteiligten und 
Vertretern der einzelnen Kommunen statt. 

Eingangs wurde über das Projekt informiert. 
Im Anschluss wurde ein kurzer Workshop 
durchgeführt, um sich mit den Zielen und Stra-
tegien der Nachhaltigkeit vertraut zu machen 
und die Umsetzung zu erläutern. Für Willich 
waren der Umweltbeauftragte Franz-Carl Hüb-
ner und das Managementteam Umwelt vor Ort 
sowie jeweils ein Vertreter der Fraktionen CDU, 
SPD und DIE GRÜNEN. 
Das Projekt läuft bis Mitte 2017 und wird von 
einem Kernteam geleitet. Im Laufe des Jah-
res folgen Treffen mit dem Kernteam, einer 
Steuerungsgruppe aus Vertretern von Ver-
waltung, Politik, Zivilgesellschaft, Wirtschaft 
und Wissenschaft sowie Vertretern der LAG 21 
NRW. In diesen Treffen werden die Nachhaltig-
keitsstrategien für die Stadt Willich festgelegt 
und geplant. Natürlich kann eine Kommune 
nicht alle Ziele gleichermaßen umsetzen. Und 
einige Ziele sind auf kommunaler Ebene eher 
nebensächlich, da sie gegebenenfalls schon 
umgesetzt sind oder schlicht irrelevant für 
Deutschland. Daher haben sich die zuständi-
gen Vertreter in Willich auf mehrere Kernziele 
geeinigt. Durch dieses Projekt ist die Stadt Wil-
lich nun Teil eines Wandels im globalen nach-
haltigen Denken und Handeln.

17 Hauptziele 
Grafik: globalgoals.org

Sina Kingen
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ANTRÄGE /ANFRAGEN DER 
GRÜNEN
Welche Anträge und Anfragen haben DIE GRÜNEN im Sinne der 
 Willicher Bürgerinnen und Bürger im Verlauf der letzten Monate 
gestellt? Was ist daraus geworden? Im  Weiteren finden Sie eine 
auszugshafte Auflistung der jüngsten GRÜNEN Aktivitäten in 
Kurzdarstellung. Bei weitergehendem Interesse finden Sie auf 
unserer Website ausführliche Informationen. Oder sprechen Sie 
uns doch einfach direkt an.

Gegenstand Begründung Ergebnis 

Verwendung 
landwirtschaftlicher 
Besitz der Stadt 
Willich prüfen (P)

Ermittlung von politischem 
Handlungsspielraum: z.B. Pacht-
verträge, Umstellung auf ökologi-
sche Landwirtschaft/Blühflächen.

Stadt hat aktuell alle 
Flächen verpachtet. Neue 
Blühflächen in Planung.

Neues Konzept für 
Ehrenamtswürdi-
gung (A)

Um für die jüngeren Willicher Bür-
gerinnen und Bürger mehr Anreize 
zu schaffen, soll der „Tag des 
Ehrenamts“ modernisiert werden.

Einstellung HH: 10.000€ 
(2016); 14.000€ (2017). 
Konzept durch Sport- und 
Kulturausschuss.

Transparenzsatzung 
(A)

Ausbau Informationsangebot in 
zentralem Register im Internet, 
damit sich Bürgerinnen und 
Bürger leichter über relevante 
Vorgänge informieren können.

Die Transaparenzsatzung 
wird zur Zeit im Arbeits-
kreis Transparenz und 
Bürgerbeteiligung bespro-
chen  und geprüft.

Fördermaßnahmen 
im Bereich Elektro-
mobilitätsgesetz (P)

Prüfen möglicher Bevorrechti-
gungen für Elektroautos und 
Prüfen des Fuhrparks der Stadt 
Willich hinsichtlich Umstellung auf 
Hybrid- oder Elektroautos.

Prüfung Bevorrechtigun-
gen auf Wiedervorlage; bei 
Neuanschaffungen werden 
E- und Hybridautos in 
Planungen einbezogen.  
GRÜNE begrüßen zudem 
Anschaffung städtischer 
E-Bikes.

(A): Antrag
(P): Prüfauftrag

http://www.gruene-willich.de/tag/antrag



Ihre GRÜNEN Ansprechpartner in Willich
Sie haben ein Anliegen? Sie haben Sachfragen zur Willicher 
 Kom  munalpolitik? Sie möchten mehr zu einzelnen Themen-
feldern wissen oder können sich vorstellen, sich persönlich ein-
zubringen? Hier sind Ihre GRÜNEN Ansprechpartner:

Umwelt
Hagen Becker
(Telefon: 0 21 54 / 13 21)

Schule/Jugend/Soziales
Merlin Praetor
merlin.praetor@gruene-willich.de

Planung/Bauen
Christian Winterbach
christian.winterbach@gruene-willich.de

Finanzen/Wahlen
Dr. Raimund Berg
berg@gruene-willich.de

Sport/Kultur
Hans-Ulrich Rohs
hans.ulrich.rohs@gruene-willich.de

Gebühren, de Bütt
Paul Muschiol
paul.muschiol@gruene-willich.de

Allgemeine Anliegen
Sina Kingen
sina.kingen@gruene-willich.de
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Website: blick.gruene-willich.de

Sitzungen der GRÜNEN
Haben Sie Anregungen, Fragen, Anliegen?
Besuchen Sie uns
Termine:  unter www.gruene-willich.de
Ort:  Technisches Rathaus (Rothweg 2),  
 Fraktionsbüro B90/DIE GRÜNEN
Uhrzeit:  jeweils ab 19:30 Uhr
Kontakt:  0 21 54 / 9 49 -3 85
 partei@gruene-willich.de 
 https://www.facebook.com/ 
 GrueneWillich
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